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Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 RJ 838/00
Datum 23.07.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 RJ 500/02
Datum 15.12.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
23.07.2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1958 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Maurers erlernt (PrÃ¼fung im
Oktober 1976) und war bis 1985 in diesem Beruf erwerbstÃ¤tig. Nach einem im Juli
1985 erlittenen Motorradunfall hat er noch gearbeitet als Wachmann und als
LandschaftsgÃ¤rtner bis 1998. Seitdem besteht ArbeitsunfÃ¤higkeit und
Arbeitslosigkeit.

Am 03.03.2000 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen Berufs-
(BU) bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU). Die Beklagte lieÃ� ihn durch den
Sozialmediziner Dr.H. untersuchen, der im Gutachten vom 28.06.2000 die
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Diagnosen nannte:

1. Fest verheilter Stauchungsbruch des 3. LendenwirbelkÃ¶rpers mit
Belastungsschmerzen,

2. Morbus Crohn, derzeit mit geringer entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t,

3. leichte Bronchialobstruktion,

4. Ã�bergewicht,

5. erhÃ¶hte HarnsÃ¤ure- und Cholesterinwerte.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch leichte Arbeiten im Wechselrhythmus verrichten, und
zwar in Vollschicht. Die Beklagte lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom
06.07.2000 ab, da der KlÃ¤ger nicht berufs- oder erwerbsunfÃ¤hig sei. Den
dagegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit Bescheid vom 08.09.2000
zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne zwar seinen erlernten Beruf als Maurer nicht mehr
ausÃ¼ben; er sei aber auch als Facharbeiter verweisbar auf sonstige
Ausbildungsberufe sowie auf solche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes,
die sich durch besondere Merkmale (z.B. erhÃ¶hte Verantwortung) aus dem Kreis
der ungelernten Arbeiten hervorheben und tariflich AnlerntÃ¤tigkeiten gleichstehen.
In Frage kÃ¤men beispielhaft: Material- oder Werkzeugausgeber, WerkstoffprÃ¼fer,
Lagerverwalter in Bau- oder HeimwerkermÃ¤rkten, Fertigungskontrolleur oder
gehobener PfÃ¶rtner.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 14.09.2000 Klage beim Sozialgericht
NÃ¼rnberg (SG) erhoben und die GewÃ¤hrung von Rente wegen EU, hilfsweise
wegen BU, verlangt. Das SG hat einen Befundbericht des Allgemeinarztes Dr.S. zum
Verfahren beigezogen und den Internisten und Sozialmediziner Dr.G. zum
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen bestellt. Im Gutachten vom 09.06.2001 ist der
SachverstÃ¤ndige zu dem Ergebnis gelangt, dass der KlÃ¤ger zwar den Beruf des
Maurers nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne; er sei jedoch noch in der Lage, in
Vollschicht leichte kÃ¶rperliche Arbeiten zu verrichten, wobei einzelne nÃ¤her
bezeichnete qualitative BeschrÃ¤nkungen zu berÃ¼cksichtigen seien.

Auf Antrag des KlÃ¤gers erstattete der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.Z.
das Gutachten vom 16.03.2002. Auch Dr.Z. hielt den KlÃ¤ger fÃ¼r fÃ¤hig,
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten in wechselnder Haltung auszufÃ¼hren. Im Baugewerbe
sowie fÃ¼r kÃ¶rperlich schwere Arbeiten kÃ¶nne er nicht mehr eingesetzt werden.
Insgesamt kÃ¶nne der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nur noch sechs
Stunden tÃ¤glich eine angemessene TÃ¤tigkeit verrichten. Der festgestellte
Zustand bestehe seit der Untersuchung durch Dr.Z. am 27.02.2002. Mit Urteil vom
23.07.2002 hat das SG die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch leichte
ErwerbstÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung und vorzugsweise in
geschlossenen RÃ¤umen verrichten, diese aber in Vollschicht. Der KlÃ¤ger sei nicht
erwerbsunfÃ¤hig, aber auch nicht berufsunfÃ¤hig. Er sei zwar als gelernter Maurer
dem Bereich des Facharbeiters nach dem Mehrstufenschema zuzuordnen. Der 1985
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vollzogene Berufswechsel sei hierbei unbeachtlich. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne aber noch
die BerufstÃ¤tigkeit eines Telefonisten ausÃ¼ben. Eine Beschreibung des
TÃ¤tigkeitsbildes des Telefonisten finde sich im Urteil des Hessischen
Landessozialgerichts vom 26.05.2000 (Az: L 13 RJ 411/98). Nach der Ã�berzeugung
des Gerichts lieÃ�en die beim KlÃ¤ger vorliegenden LeistungseinschrÃ¤nkungen die
AusÃ¼bung einer solchen TÃ¤tigkeit als Telefonist zu. Nach dem genannten Urteil
sei diese Verweisung auf die TelefonistentÃ¤tigkeit auch bei Annahme eines
qualifizierten Berufsschutzes sozial zumutbar und kÃ¶nne nach einer Einarbeitungs-
bzw. Einweisungszeit von maximal drei Monaten Dauer vollwertig verrichtet werden.
Vom Vorliegen der erforderlichen Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers sei nach den AusfÃ¼hrungen von Dr.G. und auch Dr.Z. auszugehen.

Gegen dieses Urteil richtet sich die am 19.09.2002 beim SG NÃ¼rnberg
eingegangene Berufung des KlÃ¤gers. Dieser verlangt weiterhin die GewÃ¤hrung
von Rente wegen EU, hilfsweise wegen BU. Der Senat hat Befundberichte der
AllgemeinÃ¤rzte Dr.S. und Dr.S. zum Verfahren beigenommen. Der KlÃ¤ger hat
einen Arztbrief des Internisten Dr.F. vom 24.02.2004 Ã¼bersandt. Auf Veranlassung
des Senats hat der Internist und Arbeitsmediziner Dr.M. das Gutachten vom
02.09.2004 nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers erstattet. Er hat die
Diagnosen genannt: Chronisch-entzÃ¼ndliche Darmerkrankung, traumatisch und
degenerativ bedingte WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, VerschleiÃ� der
Schultergelenke, somatoforme SchmerzstÃ¶rung, EinschrÃ¤nkung der
Atemfunktion, Ã�bergewicht, StÃ¶rung des Fett- und HarnsÃ¤urestoffwechsels.
Trotz der vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen sei der KlÃ¤ger weiterhin in der
Lage, bei durchschnittlicher Belastung und betriebsÃ¼blichen Pausen einer
kÃ¶rperlich leichten TÃ¤tigkeit im Sitzen, Ã¼berwiegend im Sitzen oder im Wechsel
von Sitzen, Gehen und Stehen in geschlossenen RÃ¤umen nachzugehen. In
Kenntnis dieses Gutachtens hÃ¤lt sich der KlÃ¤ger zumindest fÃ¼r berufsunfÃ¤hig.
Die Beklagte hÃ¤lt den KlÃ¤ger noch fÃ¼r fÃ¤hig, beispielsweise als
Maschinenbediener in der Metall- und Kunststoffindustrie und als
QualitÃ¤tskontrolleur tÃ¤tig zu sein; darÃ¼ber hinaus komme auch eine
BerufstÃ¤tigkeit als Telefonist, Mitarbeiter einer Poststelle oder Lagerverwalter in
Betracht. BU liege beim KlÃ¤ger nicht vor, zumal bei diesem eine ausreichende
UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r neue Anforderungen gegeben sei.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 23.07.2002 aufzuheben
und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 06.07.2000 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 08.09.2000 zu verurteilen, auf den
Antrag vom 03.03.2000 Rente wegen EU, hilfsweise wegen BU, in gesetzlicher
HÃ¶he zu gewÃ¤hren. Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers
zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat haben die Verwaltungsakte der Beklagten und die Prozessakte des SG
NÃ¼rnberg vorgelegen. Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den
gesamten Akteninhalt Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung des KlÃ¤gers ist form- und fristgerecht eingelegt und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Das Rechtsmittel des KlÃ¤gers erweist sich als nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat
zutreffend entschieden, dass dem KlÃ¤ger Rentenleistungen nicht zustehen, weil er
nicht berufsunfÃ¤hig und auch nicht erwerbsunfÃ¤hig nach Â§Â§ 43, 44 SGB VI in
der bis 31.12.2000 geltenden Fassung ist; dies gilt gleichermaÃ�en fÃ¼r die Rente
wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung nach der seit Januar 2001
geltenden Neuregelung. Das SG hat die bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen des
KlÃ¤gers auf orthopÃ¤dischem, neurologischem und internistischem Fachgebiet im
Einzelnen berÃ¼cksichtigt und leistungsmÃ¤Ã�ig bewertet. In Auswertung der
SachverstÃ¤ndigengutachten ist es zu dem Ergebnis gelangt, dass der KlÃ¤ger zwar
seinen erlernten und bis zum Unfallereignis ausgeÃ¼bten Beruf des Maurers nicht
mehr ausÃ¼ben kann, dass er aber zumutbar auf die BerufstÃ¤tigkeit eines
Telefonisten zu verweisen ist. Das vom SG gefundene Ergebnis ist hinsichtlich der
medizinischen Befunde durch die Beweiserhebung im Berufungsverfahren
bestÃ¤tigt worden. Dem Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.M. , Internist und
Arbeitsmediziner, haben die Befunde der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte
vorgelegen. Er ist nach eigener ambulanter Untersuchung des KlÃ¤ger im
Gutachten vom 02.09.2004 zu dem Ergebnis gelangt, dass dieser noch leichte
Arbeiten in Vollschicht leisten kann; mittelschwere Arbeiten sollten nicht dauerhaft
abverlangt werden. Wegen der Darmerkrankung sollten die zumutbaren Arbeiten in
geschlossenen RÃ¤umen stattfinden. Nicht zumutbar sind demnach kÃ¶rperlich
schwere Arbeiten, Arbeiten mit besonderen nervlichen Belastungen und solche mit
Exposition gegenÃ¼ber atemwegsreizenden Stoffen. Im Vordergrund des
Beschwerdebilds stehen beim KlÃ¤ger die entzÃ¼ndliche Darmerkrankung und die
Restbeschwerden nach dem Unfallgeschehen aus dem Jahre 1985. Zu beiden
GesundheitsstÃ¶rungen hat Dr.M. ausfÃ¼hrlich Stellung genommen und hat
insbesondere darauf hingewiesen, dass nach allen durchgefÃ¼hrten
Untersuchungen die entzÃ¼ndliche Erkrankung nur eine geringe AktivitÃ¤t aufweist
und dass dem WirbelsÃ¤ulenleiden mit dem dadurch bedingten Schmerzpotenzial
â�� gemessen an der Spontanbeweglichkeit und dem klinischen Befund â�� keine
grÃ¶Ã�ere Bedeutung zuzumessen ist als in vergleichbaren FÃ¤llen. FÃ¼r den
Senat ist die Leistungsbeurteilung des KlÃ¤gers durch den erfahrenen
SachverstÃ¤ndigen Dr.M. Ã¼berzeugend; sein Gutachten ist in sich schlÃ¼ssig und
begrÃ¼ndet und stimmt im Ergebnis mit den seit Rentenantrag erstatteten
Gutachten Ã¼berein. Soweit Dr.Z. im Gutachten vom MÃ¤rz 2002 eine zeitliche
LeistungsbeschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers auch fÃ¼r Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes auf sechs Stunden tÃ¤glich gesehen hat, ist diese Annahme von
Dr.M. mit Ã¼berzeugender BegrÃ¼ndung widerlegt worden.

Bei diesen gesundheitlichen Gegebenheiten ist der KlÃ¤ger zwar nicht mehr in der
Lage, seinen Beruf als Maurer weiterhin auszuÃ¼ben, was unter den Beteiligten
auch nicht streitig ist. Der KlÃ¤ger hat seinen erlernten Beruf im Jahre 1985 wegen
der Unfallfolgen aufgegeben. Auch fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte BerufstÃ¤tigkeit als
GÃ¤rtnergehilfe ist er wegen der Schwere der anfallenden Arbeiten nicht mehr
geeignet. Abweichend von der im Widerspruchsbescheid geÃ¤uÃ�erten Auffassung
der Beklagten hÃ¤lt der Senat den KlÃ¤ger auch nicht fÃ¼r fÃ¤hig, als Material-
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oder Werkzeugausgeber oder als Lagerverwalter im Baustoffhandel zu arbeiten,
weil dabei auch mittelschwere und schwerere kÃ¶rperliche Belastungen in
erheblichem Umfang anfallen kÃ¶nnen. Dennoch ist der KlÃ¤ger nicht
berufsunfÃ¤hig iS des Â§ 43 SGB VI alter Fassung. Auch wenn er seinen bisherigen
Facharbeiterberuf nicht weiter ausÃ¼ben kann, ist BerufsunfÃ¤higkeit iS des
Gesetzes nur gegeben, wenn er auch auf zumindest eine andere, gesundheitlich
und sozial zumutbare BerufstÃ¤tigkeit nicht mehr verwiesen werden kann. Mit dem
ihm verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen muss sich der KlÃ¤ger auch als Facharbeiter
â�� entsprechend dem vom BSG entwickelten Mehrstufenschema zur Einteilung der
Arbeiterberufe â�� auf qualifizierte AnlerntÃ¤tigkeiten bei entsprechender tariflicher
Entlohnung verweisen lassen. Als solcher Verweisungsberuf kommt beim KlÃ¤ger
insbesondere der Einsatz als Telefonist in Betracht. Die kÃ¶rperlichen
Anforderungen an das Einsatzgebiet des Telefonisten sind sowohl im angefochtenen
Urteil des SG wie insbesondere auch in dem vom SG herangezogenen Urteil des
Hess. Landessozialgerichts vom 26.05.2000, Az: L 13 RJ 411/98, ausfÃ¼hrlich
beschrieben. Danach umfasst die TÃ¤tigkeit eines Telefonisten die Bedienung von
Telefon- bzw Fernsprechzentralen, die Erteilung von AuskÃ¼nften, die Registrierung
von GesprÃ¤chen, die Entgegennahme und Weitergabe von Telegrammen,
Telefaxen und Ã¤hnlichem sowie die Entgegennahme und Niederschrift von
Nachrichten fÃ¼r Teilnehmer, die vorÃ¼bergehend abwesend sind. Je nach Art des
Betriebes bzw der BehÃ¶rde kÃ¶nnen diese TÃ¤tigkeiten auch mit der Verrichtung
von einfachen BÃ¼roarbeiten und/oder dem Empfangen und Anmelden von
Besuchern verbunden sein. Die Arbeit des Telefonisten verlangt nur leichte
kÃ¶rperliche Anforderungen und ist, auch insoweit ist dem angefochtenen Urteil des
SG zuzustimmen, nicht mit andauernden Zwangshaltungen verbunden; je nach
Organisation des Betriebs und des einzelnen Arbeitsplatzes ist beim Telefonisten im
Bedarfsfall ein Wechsel der KÃ¶rperhaltung mÃ¶glich, auch ohne dass dazu der
Arbeitsplatz verlassen werden muss. Im Ã�brigen ist der KlÃ¤ger nach den
AusfÃ¼hrungen von Dr.M. , die fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend sind, in der Lage,
leichte und nicht anhaltend mittelschwere Arbeiten zu verrichten, die im Sitzen,
Ã¼berwiegend im Sitzen und im Wechsel von Sitzen, Stehen und Gehen
ausgefÃ¼hrt werden. Nach der Ã�berzeugung des Senats ist der KlÃ¤ger in der
Lage, die kÃ¶rperlichen, aber auch die geistigen Anforderungen an den Einsatz als
Telefonist zu erfÃ¼llen, einschlieÃ�lich dabei eventuell anfallender schriftlicher
Arbeiten. Dem KlÃ¤ger wurde in allen Gutachten ein zumindest durchschnittliches
intellektuelles Leistungsniveau bescheinigt; der SachverstÃ¤ndige Dr.M. hat
ausdrÃ¼cklich hervorgehoben, dass beim KlÃ¤ger keine wesentliche
EinschrÃ¤nkung der KonzentrationsfÃ¤higkeit festzustellen war, insbesondere kein
Nachlassen der Konzentration oder sonstige ErmÃ¼dungszeichen wÃ¤hrend der
gesamten Dauer der Untersuchung. Nicht unberÃ¼cksichtigt darf in diesem
Zusammenhang bleiben, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber eine abgeschlossene
Berufsausbildung zum Facharbeiter verfÃ¼gt und FacharbeitertÃ¤tigkeiten
jahrelang ausgeÃ¼bt hat sowie danach noch die berufsfremden TÃ¤tigkeiten eines
Wachmanns und GÃ¤rtnereigehilfen. Aufgrund seiner Vorkenntnisse und seiner
intellektuellen Ausstattung ist der KlÃ¤ger nach der Ã�berzeugung des Senats in
der Lage, sich auf neue berufliche Anforderungen umzustellen und benÃ¶tigt fÃ¼r
den Einsatz als Telefonist auch keine Ã¼ber den Zeitraum von drei Monaten
hinausgehende Einweisungs- oder Anlernzeit. Die BerufungstÃ¤tigkeiten eines
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Telefonisten werden nach dem zitierten Urteil des Hess. LSG (und dem zu Grunde
liegend die dort erwÃ¤hnten AuskÃ¼nfte des Landesarbeitsamtes) sowohl von
gelernten oder angelernten ArbeitskrÃ¤ften wie auch gelegentlich von ungelernten
Arbeitern ausgeÃ¼bt. Es handelt sich hierbei zwar weder um einen sonstigen
Ausbildungsberuf noch um eine TÃ¤tigkeit, die eine echte betriebliche Ausbildung
von wenigstens drei Monaten Dauer erfordert. Die TÃ¤tigkeit des Telefonisten wird
jedoch wegen ihrer QualitÃ¤t wie sonstige Ausbildungsberufe bewertet und tariflich
eingestuft, was ihre soziale Zumutbarkeit als VerweisungstÃ¤tigkeit ebenfalls
begrÃ¼ndet (Urteil des Hess. LSG, aaO, mwN). Dies gilt sowohl fÃ¼r
TelefonistentÃ¤tigkeiten nach den VergÃ¼tungsgruppen des
Bundesangestelltentarifs (BAT) mit dem Aufstieg von der Lohngruppe IX nach der
Lohngruppe VIII, aber auch fÃ¼r TelefonistentÃ¤tigkeiten nach dem
Gehaltstarifvertrag und Lohnvertrag fÃ¼r den Hessischen Einzelhandel, nach dem
bereits die tarifvertragliche Einordnung einfacher Telefonisten gemÃ¤Ã� Â§ 3 B in
die Gruppe der Angestellten mit abgeschlossener kaufmÃ¤nnischer oder
technischer Ausbildung, somit in jedem Falle in eine Gehaltsgruppe fÃ¼r
Angestellte mit einem sonstigen Ausbildungsberuf erfolgt. Unter Bezugnahme auf
die weiteren im Urteil des Hess. LSG angefÃ¼hrten Tarifbeispiele
(Gehaltstarifvertrag fÃ¼r den Berliner Einzelhandel oder fÃ¼r den Berliner GroÃ�-
und AuÃ�enhandel) geht auch der Senat davon aus, dass die TÃ¤tigkeit des
Telefonisten tarifvertraglich Ã¼berwiegend zumindest als angelernte TÃ¤tigkeit, in
einigen FÃ¤llen sogar als FacharbeitertÃ¤tigkeit eingestuft wird und einem
Versicherten, der Berufsschutz als Facharbeiter genieÃ�t, sozial zumutbar ist. Wenn
der Senat in einigen StreitfÃ¤llen unter ausschlieÃ�licher Heranziehung der
Bestimmungen des BAT die Auffassung vertreten hat, dass die TÃ¤tigkeiten eines
Telefonisten im Ã¶ffentlichen Dienst fÃ¼r einen Facharbeiter nicht zumutbar sei, ist
doch zu berÃ¼cksichtigen, dass die Verweisbarkeit des KlÃ¤gers nicht allein an den
Gegebenheiten des Ã¶ffentlichen Dienstes zu messen ist, sondern dass bezogen auf
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auch andere, wie etwa die vorstehend
erwÃ¤hnten tariflichen Regelungen und EinsatzmÃ¶glichkeiten zu berÃ¼cksichtigen
sind. Diese erÃ¶ffnen einen Einsatz des KlÃ¤gers als Telefonist in sozial zumutbarer
Weise.

Weitere Ermittlungen zur Frage der Verweisbarkeit, insbesondere solche
berufskundlicher Art, hÃ¤lt der Senat nicht fÃ¼r erforderlich. Die diesbezÃ¼glich
vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellten AntrÃ¤ge beziehen sich
ausdrÃ¼cklich auf den Fall, dass eine Verweisung auf den Beruf des Hausmeisters
oder des Hauswarts grÃ¶Ã�erer Wohnanlagen erfolgen sollte. Eine derartige
Verweisung ist vorliegend aber nicht vorgenommen worden.

Mit dem vorstehend beschriebenen LeistungsvermÃ¶gen und der aufgezeigten
VerweisungsmÃ¶glichkeit ist der KlÃ¤ger deshalb nicht berufsunfÃ¤hig iS des Â§ 43
SGB VI a.F. und hat keinen Anspruch auf die entsprechende Versichertenrente.
Daraus folgt zugleich, dass auch ein Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, Â§ 44 SGB VI a.F., der an noch weitergehende
Voraussetzungen anknÃ¼pft, nicht besteht.

Die Berufung des KlÃ¤gers war deshalb zurÃ¼ckzuweisen mit der Folge, dass die
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Beteiligten einander auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten haben. GrÃ¼nde
fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 05.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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